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Auf einen Blick
	› Die gesellschaftlichen Einstellungen zu Migration sind differenzierter als 

häufig angenommen. Eine Mehrheit der Deutschen ist weder grundsätz-
lich für noch gegen Zuwanderung. Positionen können je nach Aspekten und 
Formen der Migration variieren. 

	› In den vergangenen Jahren hat sich vor allem gegenüber unkontrollierter, 
irregulärer Zuwanderung eine restriktivere Haltung durchgesetzt, die mit 
politischen Forderungen nach stärkerer Steuerung und Begrenzung ein-
hergeht.

	› Gleichzeitig steht eine Mehrheit in Deutschland Migration weiterhin grund-
sätzlich positiv gegenüber – insbesondere, wenn sie mit klar erkennbaren 
Vorteilen für Wirtschaft und Gesellschaft verbunden ist.

	› Der Blick in andere europäische Länder sowie in die USA zeigt, dass sich 
die öffentliche Stimmung gegen Zuwanderung per se richten kann, wenn 
der Eindruck entsteht, dass die Politik das Migrationsgeschehen nicht mehr 
wirksam steuern kann.

	› Um Zuspruch in der breiten Bevölkerung zu finden, reicht eine veränderte 
Rhetorik allein nicht aus. Vielmehr müssen Parteien der Mitte die Anliegen 
der Bürgerinnen und Bürger ernst nehmen und in konkrete migrationspoli-
tische Maßnahmen übersetzen, die nachweislich dem Gemeinwohl dienen.

	› Eine konsensorientierte Migrationspolitik sollte liberale und stärker regu-
lierende Elemente so miteinander verknüpfen, dass sie Zuwanderung in 
geordnete Bahnen lenkt und Einwanderungswege stärkt, die im öffentli-
chen Interesse stehen.

Migrationspolitische Debatten.  
Ein Thema, drei Perspektiven.
Wir widmen uns kontroversen migrationspolitischen Fragestellungen, 
jeweils mit aktuellem Bezug und Diskussionsbeiträgen aus Wissen-
schaft, Zivilgesellschaft und Politik. Jede Ausgabe steht unter einem 
Leitthema, das aus drei verschiedenen Perspektiven in Form von 
schriftlichen Interviews mit Experten beleuchtet wird. Dabei werden 
innen- und außenpolitische Debatten aufgegriffen, fundierte Bewer-
tungen und Einschätzungen abgegeben und politische Standpunkte 
formuliert.
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Zu dieser Ausgabe
Kaum ein Thema wird in Deutschland so emotional diskutiert wie Migration. In der 
öffentlichen Debatte entsteht dabei häufig der Eindruck, dass sich Befürworter 
und Kritiker von Zuwanderung unversöhnlich gegenüberstehen. Gleichzeitig hat 
die Bundestagswahl 2025 erneut gezeigt, dass eine tragfähige Migrations- und 
Integrationspolitik zu den drängendsten Herausforderungen zählt, für deren 
Bewältigung es Kompromisse braucht.

Wie aber lassen sich unter dem Eindruck verhärteter Positionen Kompromisse 
finden, die aus der politischen Mitte getragen werden und in der Breite der Bevöl-
kerung Zustimmung finden? Eine gesellschaftliche Mehrheit eint zwar die Erkennt-
nis, dass die Politik Zuwanderung künftig besser steuern und organisieren muss. 
Nicht ausreichend beantwortet bleibt aber die Frage, welche Konsenslinien einer 
entsprechenden Zuwanderungspolitik zugrunde liegen sollten. 

Diese Ausgabe der migrationspolitischen Debatten sucht nach Antworten. Sie 
beleuchtet gesellschaftliche Einstellungen, fragt nach einigenden Elementen und 
gibt Impulse für die Grundzüge einer Migrationspolitik, die verbindet, statt zu 
spalten.

Prof. Dr. Marc Helbling, Professor für Soziologie mit Schwerpunkt Migration und 
Integration an der Universität Mannheim, zeigt auf, inwiefern Einstellungen zu 
Migration häufig nuancierter sind als angenommen und wo trotz grundsätzlicher 
Differenzen Raum für Kompromisse besteht.

Mit Dr. Oliviero Angeli, wissenschaftlicher Koordinator des Mercator Forums 
Migration und Demokratie an der Technischen Universität Dresden, sprechen wir 
über gesellschaftliche Grundhaltungen zum Thema Migration, Veränderungen in 
den politischen Forderungen und den Umgang mit populistischen Kräften.

Prof. Dr. Alexander Kustov, Assistenzprofessor für Politikwissenschaften an der 
University of North Carolina, analysiert, warum Zuwanderungspolitik vor allem 
dann auf Zustimmung stößt, wenn sie das Gemeinwohl stärkt und die Sorgen und 
Anliegen der Bürger ernst nimmt. 
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1.	 Wenn man die deutsche Debatte um Migration 
verfolgt, entsteht häufig der Eindruck, dass sich 
zwei Lager unversöhnlich gegenüberstehen: 
Auf der einen Seite ein Lager, das sich für eine 
Zuwanderungspolitik möglichst ohne Einreise-
beschränkungen ausspricht, und auf der anderen 
Seite ein Lager, das jede Form von Zuwanderung 
begrenzen möchte. Wird diese Wahrnehmung 
durch die Empirie gestützt?

Natürlich gibt es Gruppen, die grundsätzlich immer sehr 
positive Einstellungen zu Migration haben und andere 
Gruppen, die gegen jegliche Form von Migration sind. 
Gleichzeitig müssen wir davon ausgehen, dass es viele 
Menschen gibt, deren Präferenzen zwischen diesen 
Extremen liegen und die gegenüber gewissen Gruppen 
oder Regulierungen eher positiv und gegenüber anderen 
eher negativ eingestellt sind. So ganz genau wissen wir 
das aber häufig gar nicht, da in Meinungsumfragen nicht 
immer ausreichend differenziert bzw. genauer unter-
sucht wird, unter welchen Umständen Menschen für oder 
gegen Migration sind oder welche Aspekte von Zuwande-
rung sie eher befürworten oder ablehnen. Teilweise wird 
differenziert, wenn beispielsweise nach unterschiedlichen 
Gruppen von Migrantinnen und Migranten oder deren 

Charakteristika gefragt wird. So wissen wir, dass politische 
Flüchtlinge positiver gesehen werden als Menschen, die 
aus wirtschaftlichen Gründen kommen oder gut Gebildete 
gegenüber weniger Gebildeten bevorzugt werden. Die 
Frage, welche Migrationspolitik Zustimmung findet, wurde 
aber noch nicht ausreichend untersucht. 

2.	 In Ihren Studien gehen Sie genau dieser Frage 
nach. Ihre Untersuchungen legen nahe, dass die 
gesellschaftlichen Einstellungen zu verschiedenen 
migrationspolitischen Maßnahmen trotz gegen-
sätzlicher Grundpositionen nuancierter sind, als 
häufig angenommen. Woran machen Sie das fest?

Zunächst haben wir in einer Studie für eine Reihe ver-
schiedener Regulierungen spezifischer abgefragt, ob 
deren Umsetzung unterstützt wird oder nicht. Dabei 
zeigt sich, dass viele nicht immer kategorisch für eine 
liberale oder restriktive Politik sind. Vielmehr lassen sich 
bestimmte Prinzipien identifizieren, die den verschiede-
nen Lagern besonders wichtig sind. So ist für Menschen 
im rechten Spektrum vor allem die Kontrolle der Grenzen 
und Selektivität beim Zutritt wichtig, während im linken 
Spektrum Aspekte wie Teilhaberechte und Chancen-

mit  
Prof. Dr. Marc  
Helbling 
Professor für Soziologie mit Schwerpunkt 
Migration und Integration an der Universität 
Mannheim

INTERVIEW 
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gleichheit eine hohe Bedeutung haben. Diese Gewich-
tung spielt eine entscheidende Rolle für die Bewertung 
politischer Maßnahmen.

3.	 Inwiefern eröffnet dies Raum für Kompromisse? 

Beispielsweise sind Menschen im rechten Spektrum 
bereit, mehr Zuwanderung zuzulassen, wenn dabei 
stärker kontrolliert wird, wer unter welchen Umständen 
einreist – während Menschen im linken Spektrum bereit 
sind, Zuwanderung einzuschränken, wenn im Gegenzug 
Teilhaberechte gestärkt werden. Konsens besteht vor 
allem mit Blick auf Anforderungen bei der Integration. 
Sowohl im linken als auch im rechten Lager finden klare 
Richtlinien zum Spracherwerb oder zur Teilnahme an 
Integrationskursen Zuspruch. Auch bei der Integration 
ins Erwerbsleben besteht dahingehend Einigkeit, dass 
Zugewanderten mit Bleibeperspektive entsprechende 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt eröffnet werden sollten.

4.	 Unter dem Eindruck einer erneuten Aufnahme 
sehr vieler Flüchtlinge sorgen sich immer mehr 
Menschen in Deutschland um die Auswirkungen 
auf den Sozialstaat, den Wohnungsmarkt und das 
Bildungssystem. Dabei haben die Vorbehalte auch 
bei Menschen zugenommen, die Zuwanderung 
grundsätzlich positiv gegenüberstehen. Aus ver-
schiedenen Meinungserhebungen wissen wir, dass 
eine Mehrheit mehr Ordnung und Kontrolle in der 
Zuwanderungspolitik fordert. 

Wir wissen, dass Zuwanderung vor allem dann als Pro
blem gesehen wird, wenn sehr viele Menschen innerhalb 
sehr kurzer Zeit kommen. Es entsteht dann ein Gefühl 
der Überforderung sowohl auf persönlicher Ebene als 
auch mit Blick auf die Infrastruktur. Das haben wir vor 
zehn Jahren nach der Flüchtlingskrise 2015 gesehen und 
auch zuletzt wieder im Zuge des russischen Angriffs-
krieges und der Fluchtbewegung aus der Ukraine. Das 
System ist dann zumindest kurzfristig stark überfordert. 
Es ist nachvollziehbar, dass eine angespannte Situation 
auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt zu veränderten 
Einstellungen führen kann. Zuwanderung wirkt hier wie 
ein Brennglas und kann Probleme verschärfen, auch 
wenn sie nicht die Ursache ist. 

Diese Sorgen sollten ernst genommen werden. Verstärkte 
Forderungen nach mehr Begrenzung und Kontrolle bei den 
Einreisen müssen aber nicht zwangsläufig bedeuten, dass 

Menschen bei allen Aspekten von Migration und Integra-
tion restriktiver eingestellt sind. Eine große Gruppe von 
Menschen ist nach wie vor grundsätzlich positiv gegenüber 
Zuwanderung eingestellt und sich darüber bewusst, dass 
zentrale Infrastrukturbereiche wie Bau oder Pflege nicht 
ohne Zuwanderung funktionieren würden. Es ist daher 
nicht immer eindeutig, ob es darum geht, insgesamt weni-
ger Einreisen zuzulassen oder vielmehr darum, besser zu 
kontrollieren, wer unter welchen Umständen einreist. 

5.	 Findet diese Differenzierung Ihrer Wahrnehmung 
nach ausreichend Berücksichtigung in der öffentli-
chen Debatte?

Wenn man sich kritisch mit dem öffentlichen Diskurs aus-
einandersetzt, muss man leider feststellen, dass viel zu 
oft verallgemeinert wird und vor allem in der politischen 
Debatte die verschiedenen Arten von Zuwanderung 
ständig in einen Topf geworfen werden. Das erleben wir 
insbesondere in der Asyldebatte der letzten Jahre, in der 
beispielweise nicht ausreichend zwischen Schutzsuchen-
den und Personen, die sich irregulär im Land aufhalten, 
differenziert wird, obwohl Menschen zu den jeweiligen 
Gruppen völlig unterschiedliche Einstellungen haben 
können. Es entsteht dann schnell der Eindruck einer ein-
fachen Einordnung in ein Für- oder Wider-Lager. Dies ent-
spricht allerdings nicht immer der Realität. Beispielsweise 
ist die Akzeptanz politisch Verfolgte aufzunehmen weiter-
hin groß. Krieg und Vertreibung werden als legitime Ein-
reisegründe bewertet, während wirtschaftliche Gründe 
als weniger legitim erachtet werden. Gleichzeitig kann 
die auf abstrakter Ebene vorhandene Unterstützung aber 
auch abnehmen, wenn sehr viele Menschen auf einmal 
kommen.

6.	 Welche Schlüsse lassen sich für die Ausrichtung 
einer konsensorientierten Migrationspolitik ziehen? 

Zunächst einmal ist es wichtig zu erkennen, dass es dif-
ferenzierte Meinungen gibt und man zwischen verschie-
denen Formen von Zuwanderung und Dimensionen von 
Migrationspolitik unterscheiden muss. Über die letzten 
zehn Jahre kamen sehr viele Menschen aus humanitären 
Gründen von außerhalb der EU. Das prägt das Bild und 
verstärkt den Eindruck, dass Zuwanderung unkontrolliert 
abläuft. Die Gruppe der Geflüchteten wird zudem am 
stärksten politisiert. Die Einstellungen zu Migration sind 
jedoch stark kontextabhängig. Wenn nach Ereignissen 
wie den Anschlägen in Solingen oder Aschaffenburg ver-



   4. Einigende Zuwanderungspolitik? | Migrationspolitische Debatten | 6

stärkt Rufe nach Restriktionen und Abschiebungen laut 
werden, müssen sich diese Forderungen nicht immer auf 
alle Aspekte der Migrationspolitik beziehen. Geltende 
Gesetze können als ausreichend restriktiv erachtet wer-
den und Defizite vor allem in deren Umsetzung gesehen 
werden. Gleichzeitig können Liberalisierungen in ande-
ren Bereichen wie beispielsweise bei der Fachkräftezu-
wanderung weiterhin Zustimmung finden. Gerade diese 
positiv besetzen Aspekte von Migration, die von großer 
Bedeutung für Wirtschaft und Gesellschaft sind und bei 
denen es einen grundlegenden Konsens gibt, sollten 
stärker betont werden. 
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1.	 In Ihrer Forschung befassen Sie sich mit 
gesellschaftlicher und politischer Polarisie-
rung. Wie stark ist die Polarisierung beim Thema 
Zuwanderung in Deutschland tatsächlich aus-
geprägt und entlang welcher Lager verläuft sie?

Die Polarisierung beim Thema Zuwanderung hat zwei 
Seiten. Ideologisch, also in Bezug auf inhaltliche Unter-
schiede zwischen den politischen Lagern, nimmt sie in 
Deutschland tendenziell ab. Denn vor allem mit Blick auf 
Asyl und irreguläre Migration hat sich in den vergangenen 
Jahren eine restriktivere Haltung zunehmend durchge-
setzt – und zwar quer durch fast alle Wählermilieus. Ganz 
anders verhält es sich bei der affektiven Polarisierung, 
also der emotionalen Abgrenzung zwischen den Lagern. 
Unsere Daten zeigen: Kaum ein anderes Land in Europa 
ist beim Thema Migration emotional so stark gespalten 
wie Deutschland. Besonders Anhänger der AfD begreifen 
Migration als zentralen Identitätsmarker und grenzen sich 
entsprechend heftig von anderen ab. Und genau hier liegt 
die Gefahr: Wo ideologische Unterschiede kleiner werden, 
werden Konflikt und Abgrenzung selbst zum Programm. 
Es geht dann nicht mehr darum, was man will, sondern 
gegen wen man steht.

2.	 Seit 2015 hat das Thema Migration in Deutsch-
land stark an Bedeutung gewonnen. Bei der 
Bundestagswahl 2025 zählte Migration zu den 
entscheidendsten Politikfeldern. Wie hat sich das 
öffentliche Meinungsbild beim Thema Migration 
über das letzte Jahrzehnt verändert? 

Man muss unterscheiden zwischen den grundsätzlichen 
Einstellungen zu Migration und den politischen Forderun-
gen. Die Grundhaltungen – also die Frage, ob man Mig-
ration insgesamt positiv oder negativ bewertet – bleiben 
in der Regel relativ stabil. Das hängt damit zusammen, 
dass solche Haltungen tief in Persönlichkeitsmerkmalen 
und Wertorientierungen verwurzelt sind und sich nicht 
so leicht verändern. Selbst einschneidende Erfahrungen 
wie die Flüchtlingskrise 2015 können daran wenig ändern. 
Deutlich dynamischer sind dagegen die politischen For-
derungen. Heute sprechen sich auch viele Menschen, die 
Migration grundsätzlich offen gegenüberstehen, für mehr 
Kontrolle und konsequentere Rückführungen aus als noch 
vor zehn Jahren. Will heißen: Eine grundsätzliche Offenheit 
für Migration übersetzt sich nicht automatisch in liberale 
Forderungen nach offenen Grenzen oder einem großzügi-
gen Asylrecht. 

mit  
Dr. Oliviero  
Angeli
Wissenschaftlicher Koordinator des  
MIDEM-Forums an der Technischen  
Universität Dresden
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3.	 Kann man von einer Verschiebung der gesell-
schaftlichen Mitte beim Thema Zuwanderung 
sprechen? 

Von einer Verschiebung der gesellschaftlichen Mitte zu 
sprechen, kann den Eindruck einer dauerhaften Verände-
rung erwecken. In Wirklichkeit verlaufen die politischen 
Positionen zur Migration eher in Zyklen. Schon Anfang der 
1990er-Jahre gab es eine Phase, in der restriktive Positio-
nen stärker in den Vordergrund traten – darauf folgte eine 
liberalere Phase. Heute ist die Forderung nach Steuerung, 
Begrenzung und Durchsetzung erneut sehr präsent – ob 
das von Dauer ist, bleibt offen. Das eigentlich Neue für 
Deutschland liegt am rechten Rand: Seit 2015 gibt es mit 
der AfD eine Partei, die sich das Thema Migration groß 
auf die Fahne geschrieben hat. Migration hat dort eine 
ungleich höhere Bedeutung, weil die Wählerschaft in mig-
rationskritischen Positionen weitgehend geeint ist. Diese 
Kohärenz verschafft der AfD einen Mobilisierungsvorteil 
– und bedeutet zugleich einen strategischen Nachteil für 
Parteien wie die CDU und SPD, deren Wählerschaften in 
puncto Migration deutlich heterogener sind.

4.	 In ganz Europa erleben wir ein Erstarken populisti-
scher Akteure, die sich offen zuwanderungsfeind-
lich positionieren und aufgrund ihrer Positionen 
beim Thema Migration Zustimmung bei vielen 
Wählerinnen und Wählern finden. Wie lässt sich 
das erklären?

Man muss den größeren Zusammenhang sehen: Seit 
den 1970er-Jahren hat der postmaterialistische Wandel 
die politischen Konfliktlinien in Europa geprägt. Themen 
wie Gleichstellung, Umweltschutz oder eben Migration 
sind zu zentralen Streitpunkten geworden – und haben 
eine neue kulturelle Spaltung hervorgebracht. Die Linke 
verkörpert beim Thema Migration wie keine andere 
Partei diese postmaterialistischen Werte: Kosmopolitis-
mus, Weltoffenheit, offene Grenzen. Migration gilt hier 
als Ausdruck gesellschaftlicher Vielfalt und internationa-
ler Solidarität. Die AfD steht am entgegengesetzten Pol, 
gewissermaßen als Gegenreaktion auf diesen Werte-
wandel. Sie positioniert sich bewusst gegen Kosmopo-
litismus und präsentiert sich als Bastion traditioneller 
Werte, kultureller Homogenität und nationaler Selbst-
behauptung. Beide Parteien gewinnen durch ihre klare 
und eindeutige Positionierung an Sichtbarkeit. Doch das 
Mobilisierungspotential ist ungleich verteilt: Der Anteil 
migrationskritischer Bürger ist deutlich größer und leich-
ter zu aktivieren als jener, der sich mit einer sehr libera-

len Migrationspolitik identifiziert. Deshalb profitiert die 
AfD von der Politisierung des Themas ungleich stärker 
als die Linke.

5.	 Wie sollten die Parteien der Mitte Ihrer Ein-
schätzung nach agieren, um sich unter dem 
Druck populistischer Akteure zu behaupten und 
Zuspruch in der Bevölkerung zu finden? 

Es gibt kein Patentrezept für alle Parteien der Mitte – schon 
deshalb nicht, weil ihre politischen Orientierungen unter-
schiedlich sind. Klar ist aber: Von einer hohen Salienz des 
Themas Migration profitiert in erster Linie die radikale 
Rechte, die es konsequent für sich beansprucht. Einfach zu 
schweigen oder das Thema auszublenden, wäre allerdings 
ebenso ein Fehler. Entscheidend ist vielmehr, dass die 
Parteien der Mitte die richtigen Themen und den richtigen 
Ton setzen. Die meisten Menschen lehnen Migration nicht 
grundsätzlich ab – nur eine kleine Minderheit tut das. Die 
Mehrheit ist eher pragmatisch orientiert: Sie befürwortet 
Migration dann, wenn sie das Gefühl hat, dass sie dem 
Land nützt. Genau deshalb ist die Frage nach Arbeits-
migration und ihrem Beitrag zur Wirtschaft ein Schlüssel-
thema. Wenn die Parteien der Mitte zeigen, dass Migration 
steuerbar ist, dass sie geordnete Verfahren durchsetzen 
und gleichzeitig die Vorteile für das Land sichtbar machen, 
nehmen sie den Populisten den Resonanzboden.

6.	 Mit Blick in die Zukunft – entlang welcher 
Konsenslinien könnten sich Kompromisse in der 
demokratischen Mitte finden lassen?

Migration wird oft als spaltendes Thema gesehen. Dabei 
liegen die Positionen gar nicht so weit auseinander: Fast 
alle Parteien betonen die Bedeutung von Arbeitsmigration 
und dass Integration klare Regeln braucht. Selbst beim 
Zankthema Asyl sind Kompromisse möglich. Konsens 
bleibt trotzdem schwierig, weil Migration stark von Ängs-
ten und Ressentiments überlagert wird, die vor allem von 
den radikalen Rechten befeuert werden. Dagegen reicht 
es nicht, Vielfalt zu zelebrieren – gerade im Osten wird 
man damit viele Menschen nicht erreichen. Parteien der 
Mitte müssen eine Erzählung entwickeln, die am Gemein-
wohl ansetzt und Migration als Frage des eigenen Wohl-
stands und der Zukunft Deutschlands begreift. Nur so 
lässt sich vermitteln, dass soziale Sicherheit ohne Zuwan-
derung nicht möglich ist.
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1.	 Die USA galten lange als Einwanderungsland 
par excellence. Inzwischen verfolgt die Trump 
Administration eine äußerst harte Migrations-
politik, die sich selbst gegen Hochqualifizierte rich-
tet, die an US-amerikanischen Universitäten aus-
gebildet wurden. Wie kam es zu diesem Wandel?

Zunächst einmal muss man festhalten, dass die Einwan-
derungspolitik der Vereinigten Staaten schon lange vor 
dem Amtsantritt von Präsident Trump dysfunktional war. 
Jahrzehntelange erfolglose Reformversuche zur Ausweitung 
der legalen Zuwanderung in Kombination mit anhaltender 
illegaler Einwanderung über die südliche Grenze haben das 
Vertrauen der Öffentlichkeit in die Fähigkeit der Regierung 
untergraben, Migration effektiv zu steuern. Trump hat 
keine neuen politischen Konzepte entwickelt oder beste-
hende verbessert. Stattdessen hat er – wie viele Rechts-
populisten in Europa – weit verbreitete gesellschaftliche 
Sorgen aufgegriffen, die von etablierten Parteien vernach-
lässigt wurden, und das Thema Einwanderung zu seinem 
Vorteil in den Vordergrund gerückt. Viele seiner Maßnah-
men, wie die Trennung von Familien oder das Einreisever-
bot für Muslime, stießen selbst bei vielen Konservativen auf 
Ablehnung. Unter dem Einfluss von offen einwanderungs-
feindlichen Persönlichkeiten wie Stephen Miller wurde 
zudem die Anwerbung von Spitzenkräften erschwert. Die 
Biden-Regierung hat das Problem aber eher verstärkt 

als behoben, indem sie zwischen rhetorischer Härte und 
humanitären Gesten schwankte, ohne die zugrunde 
liegenden Dysfunktionalitäten zu adressieren. Das Aus-
bleiben wirksamer Reformen – sowohl unter Demokraten 
als auch Republikanern – hat viele Wähler daran zweifeln 
lassen, dass das System noch unter Kontrolle ist. Dieses 
Muster lässt sich in vielen wohlhabenden Demokratien 
beobachten: Wenn weder rechte noch linke Regierungen 
es schaffen, Zuspruch für ihre Migrationspolitik zu finden, 
profitieren populistische Bewegungen.

2.	 In Europa lässt sich ein ähnliches Muster 
beobachten. In mehreren Ländern richtet sich 
die Stimmung zunehmend gegen Zuwanderung 
per se und nicht nur gegen bestimmte Formen 
von Migration, die ungeordnet ablaufen oder mit 
besonderen Herausforderungen für den Sozial-
staat oder den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
einhergehen. Wie lässt sich das erklären?

In einer idealen Welt würden Menschen klar zwischen 
verschiedenen Arten von Migration unterscheiden. In 
der Realität aber verschwimmen diese Grenzen in der 
öffentlichen Debatte und es werden ganz unterschiedliche 
Aspekte unter dem Sammelbegriff „Einwanderung“ gebün-
delt. Wenn dann eine bestimmte Krise die Schlagzeilen 

mit  
Prof. Dr.  
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dominiert, richtet sich die negative Stimmung schnell gegen 
Zuwanderung insgesamt. Das erklärt, warum selbst Länder 
mit hohem Arbeitskräftebedarf zunehmend restriktiver 
werden. Hinzu kommt das weit verbreitete Misstrauen 
gegenüber der Fähigkeit von Regierungen, das komplexe 
Migrationsgeschehen wirksam zu steuern. In ganz Europa 
– wie auch in den USA – haben Menschen wenig Vertrauen 
in den politischen Umgang mit Migration. Diese Haltung 
ist nicht unbegründet: Viele Systeme sind schlicht nicht 
darauf ausgelegt, ausländische Arbeitskräfte anzuziehen 
und zu halten, die sie dringend brauchen. Das verstärkt den 
Eindruck, dass Migration nicht im Sinne des Gemeinwohls 
gestaltet wird. In solchen Kontexten können selbst mode-
rate Zuwanderungszahlen als überwältigend empfunden 
werden – und führen zu einer ablehnenden Haltung. Was 
wie ein grundlegender Wandel in den Einstellungen wirkt, 
ist oft eher eine Reaktion auf schwache Steuerung. 

3.	 Ihre Forschung zeigt, dass die Zuwanderung 
bestimmter Gruppen trotz wachsender Skepsis 
weiterhin breite Akzeptanz finden kann. Um wel-
che Art der Zuwanderung handelt es sich?  

Länderübergreifend beobachten wir, dass die Zuwan-
derung von hochqualifizierten Fachkräften die größte 
gesellschaftliche Akzeptanz findet. Ärzte, Ingenieure und 
andere Toptalente werden durchweg als Gewinn wahr-
genommen, da ihre Beiträge für das Gemeinwohl sehr gut 
nachvollziehbar sind: Sie übernehmen wichtige Aufgaben, 
zahlen Steuern und integrieren sich meist gut. Viele empi-
rische Studien zeigen, dass diese Zustimmung nicht nur 
auf fehlender Konkurrenz am Arbeitsmarkt beruht, son-
dern auf deren klar erkennbaren Mehrwert für Wirtschaft 
und Gesellschaft. Auch familiär bedingte Migration oder 
andere Arten von Erwerbszuwanderung können Unter-
stützung finden – vorausgesetzt sie verlaufen geordnet. 

4.	 Befürworterinnen und Befürworter einer auf huma-
nitären Leitlinien basierenden Migrationspolitik 
äußern häufig die Sorge, dass eine Zuwanderungs-
politik, die sich primär an volkswirtschaftlichen 
Nutzen orientiert, negative Auswirkungen auf 
besonders vulnerable Zuwanderungsgruppen 
haben könnte, die rein ökonomische Kriterien 
nicht erfüllen (können). Ist diese Sorge berechtigt?

Diese Sorge ist berechtigt – aber sie lässt sich durch 
kluge Politik abmildern. Der gemeinsame Nenner erfolg-
reicher Migrationspolitik sind nachweisbare Vorteile für 
die Aufnahmegesellschaft – sei es durch wirtschaftliche 

Beiträge oder gelungene Integration. Dabei geht es nicht 
darum, vulnerable Gruppen auszuschließen. Die Debatte 
sollte nicht auf „Nützlichkeit vs. Menschlichkeit“ reduziert 
werden. Zielführender ist es, konkrete Zugangswege 
zu schaffen, die auf unterschiedliche Anliegen abzielen 
– auch jenseits rein ökonomischer Kriterien. Die großzü-
gige Aufnahme ukrainischer Geflüchteter zeigt beispiels-
weise, dass auch geopolitische Aspekte die Bereitschaft 
beeinflussen können. Es geht also nicht um den Nutzen 
einzelner Personen, sondern um nachvollziehbare Politik, 
die sich an gesellschaftlichen und politischen Interessen 
orientiert. Kanadas Migrationssystem – das von humani-
tären Organisationen oft für seine selektiven Auswahlkri-
terien kritisiert wird – konnte seine Akzeptanz bewahren 
und gleichzeitig mehr humanitäre Aufnahmen ermög-
lichen als viele andere Länder. Der gemeinsame Nenner 
ist dabei nicht unbedingt die Herkunft oder Gruppe von 
Migranten, sondern eine durchdachte Politik – mit Wegen, 
die organisiert, zielgerichtet und sinnvoll erscheinen.

5.	 Unter besonders zuwanderungsfreundlichen 
Akteuren ist das Argument verbreitet, dass vor 
allem eine veränderte Rhetorik in Politik und 
Medien, die die positiven Seiten von Zuwanderung 
stärker hervorhebt, die öffentliche Meinung ver-
ändern und Vorurteile gegenüber Zuwandernden 
abbauen könnte. Würden Sie dem zustimmen?

Positive Botschaften können Wirkung zeigen – aber sie 
reichen in einem so stark polarisierten und umkämpften 
Politikfeld nicht aus. Wählerinnen und Wähler interes-
siert nicht nur, ob Migration positiv dargestellt wird, 
sondern ob sie tatsächlich eine positive Wirkung auf das 
Gemeinwohl hat. Was dem kanadischen System Akzep-
tanz verleiht, ist nicht ein besonders positives Narrativ, 
sondern eine Politik, hinter der klar artikulierte Inter-
essen stehen und die von einer Mehrheit als fair und 
geordnet aufgefasst wird. Das heißt aber nicht, dass Poli-
tikerinnen und Politiker auf eine positive Vision verzich-
ten sollten. Migration wird auch in Zukunft ein entschei-
dendes Thema bleiben. Der oft geäußerte Vorschlag, 
das Thema einfach zu meiden, ist daher keine tragfähige 
Strategie. Rhetorik kann den Ton setzen – aber nachhal-
tige Überzeugung entsteht nur, wenn die politische Mitte 
durch sichtbare Maßnahmen konkrete Verbesserungen 
erzielt. Der einzige Weg, Migration als politisches Reiz-
thema zu entschärfen, ist eine funktionierende Politik.
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6.	 Welche Schlüsse lassen sich für eine konsens-
orientierte Migrationspolitik ziehen? 

Die zentrale Erkenntnis lautet: In Demokratien sind 
Kompromisse unverzichtbar. Migration wird nie in der 
gesamten Bevölkerung beliebt sein – aber sie kann breite 
gesellschaftliche Legitimität erlangen, wenn politische 
Maßnahmen öffnende und kontrollierende Elemente 
verknüpfen und nachvollziehbare Vorteile bringen. Das 
bedeutet, dass vorrangig jene Zuwanderungskanäle 
gestärkt werden sollten, die nachweislich dem Gemein-
wohl dienen: etwa qualifizierte Arbeitsmigration, interna-
tionale Studierende oder geordnete Aufnahmeprogramme. 
Über die Zeit kann so Vertrauen zurückgewonnen werden 
– und damit auch politischer Spielraum für mehrheitsfä-
hige humanitäre Verpflichtungen. Ziel ist nicht, das Thema 
Migration ein für alle Mal zu lösen, sondern Politik verant-
wortungsvoll zu gestalten. Wichtig ist dabei: Die Debatte 
verläuft nicht nur zwischen restriktiven und humanitären 
Positionen. Die größte Gruppe besteht vermutlich aus 
denjenigen, die fordern, dass Migration – wie jede andere 
Politik – dem öffentlichen Interesse dient. In einer Demo-
kratie zählt weniger, was Einzelne über Prinzipien wie Asyl 
denken, sondern was die Mehrheit kollektiv für richtig hält 
– denn diese Mehrheit bestimmt letztlich die politischen 
Ergebnisse. Die bestehenden Repräsentationslücken in 
der Migrationspolitik schließen sich nicht von selbst. Eine 
gut ausgestaltete Migrationspolitik nimmt berechtigte 
Bürgeranliegen ernst, unterstützt Schutzbedürftige und 
fördert zugleich Wohlstand und Gemeinwohl.

Dieses Interview wurde in englischer Sprache geführt und ins 
Deutsche übersetzt.
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